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Das Pfarr-Armeniuſtitut. 
Von Dr. Ernſt Baron Exterde. 
(Schluß.) 

Mie ſchon früher angegeben worden, thellen ſich die Zuflüſſe, 
welche in dae Armenlnſtitusvermögen gelangen, in geſetzliche Zufluſſe 
und freiwillige Spenden. Ju Anſehung derſelben normirt das ober⸗ 
öſterreichiſche Geſetz, „daß die durch verſchiedene geſetzliche Beſtimmun⸗ 
gen den Pfarr⸗Armenſuſtituten gewidmeten Zufluffe, inſoferue ſie nicht 
bereits geſetzlich einem ſpeciellen Zwecke gewidmet ſeien, inſolange 
die Reichsgeſetzgebung hinſichtlich desſelben keine andere Verfügung 
treffe, in Hinkunft an die Gemeinde-Armencaſſe abzuführen kommen, 
daß aber das in den Kirchen gefammelte Almoſen nach Artikel 15 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 über die allgemei⸗ 
nen Rechte der Staatsbürger ) der Verfügung der Kirche überlaſſen 
bleibe.“ (8. 2.) 

Das kärntueriſche Landesgeſetz formulirt den obigen Gedanken 
(int F. 8) alfo: „Die den Armen außerhalb der Kirche freiwillig 
Gaben und die geſetzlichen Zuflüſſe find auch fortan dem 
zuzuführen. Die geſetzlichen Zuflüſſe werden durch 
die Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung feſtgeſtellt.“ In Kealrnten. wollte 


„den allgeineinen 


R. G. B., Z. 142.) 

) Wenn das kärnkneriſche Landesgeſeh, trozdem es im Eingange das 
Pfarr⸗Armeninſtikut auſhebt, hier wieder von demſelben als einem künftigen 
Inftikute redet, fo erſcheint das nicht ganz cortect, erklart ſich aber daraus, 
daß nach dem in Rede ſtehenden Geſeze das Armeninſtituts⸗Vermögen von 


| man in Aubetracht, daß es ben confefſionellen Geſetzen wiberftreiten 


würde, wenn dem Clerus vorgeſchrieben wäre, jene Sammlungen, 
welche für die Armen innerhalb der Kirchen ſtatkfinden, oder jene 
Opfer, melche für die Armen innerhalb der Kirchen gebracht werden, 
den politiſchen Gemeinden zuzuführen und der Clerus jeder Confeſſion 
berechtiget fei, derlei in den Kirchen eingehende Gelder, vorausge⸗ 
ſetzt, daß fie ohne Widmung gegeben, nach feinem Ermeſſen zu ver⸗ 
wenden,“ das kirchliche Almoſen zukünftig nicht an die Gemeinden 
gehen laſſen. 

Um beziehentlich des künftigen Armenvermögeus fiher zu gehen, 
führt das kärutneriſche Laudesgefetz im 8. 9 muthig genug die „der⸗ 
maligen geſetzlichen Zuflüͤſſe“ nach der Reihe und zwar auf: a) ver⸗ 
ſchiedene Arten von Straſgeldern; b) Erträgniß der Sammlungen für 
die Armen außerhalb der Kirche und die Almoſen ans den außerhalb 
der Kirche für die Armen aufgeſtellten Opferftöcken; e) Schauſtellungs⸗ 
und Muſiklicenzen; d) Lieitationspereente; e) das Mrinen-Drittel aus 
Juteſtatverlaſſenſchaften der Säculargeiſtlichkeit; k) die Bezüge aus 
Vermächtniſſen, welche vom Erblaſſer ohne nähere Bezeichnung des 
Armen oder zum Heile der Seelen gewidmet warden. 

Darüber, wie das Pfarr⸗Armenpermögen verwendet und buchhal⸗ 
teriſch behandelt werden folle, ertheilt das Landesgeſetz für Kürnten 
den Gemeinden die Weiſung, daß diefes Vermögen nicht mit dem 
übrigen Gemeindevermögen vermengt und mit Beobachtung der beſon⸗ 
deren Widmungen verwallet werden muſſe. Aehnlich ſpricht ſich das 
oberöſterreichiſche Laudesgeſetz aus, indem es (8. 3) ſtatuirk: „Das 
von den Pfſarr⸗Armeninſtituten übernommene Vermögen, ſowie die 
geſetzlichen und freiwilltgen Zufluſſe für Arme find nur für die 
Armenperſorgung oder für beſondere die Armenpflege betreffende 
Zwecke und Widmungen nach etwaigen Beſtimmungen der Stifter zu 
verwenden, und in abgeſonderter Verrechnung zu halten.“ 

Die Uebergabe des Pfarr⸗Armenvermögeus an die Gemein⸗ 
den endlich iſt ohne Rechnungsmühe, wenn Pfarrſprengel und poli⸗ 
tiſche Gemeinden congruiren. Darum kextirt das oberöſterreichiſche 
Landesgeſetz einfach: „Wo die Grenzen der Pfarr- und Ortsgemein⸗ 
den zuſammenfallen, iſt das Vermögen des Pfarr⸗Armeninſtituts dem 
Vorſtande diefer Gemeinde zu übergeben.“ Denſelben Gedanken hegt 
das kürntneriſche Geſetz. Beſteht eine ſolche Congruenz jedoch nicht, 
ſo ſind für dieſen, nämlich den regelmäßigen Fall, nachfolgende Nor⸗ 
men getroffen: 

a) in Kärnten: „Umfaßt der Sprengel eines Pfarr⸗Armen⸗ 
inſtituts mehrere Ortsgemeinden oder Theile derfelben, fo iſt das 
dermalige Inſtitutsvermögen unter die einzelnen Ortsgemeinden nach 
Verhältniß der Seelenzahl zu vertheilen, welche aus dem bisheri⸗ 
gen Sprengel auf dieſe einzelnen Ortsgemeinden entfällt. Kann 
die Theilung des ganzen Vermögens oder eines Vermögensbeſtand⸗ 
theiles aus dem Grunde nicht erfolgen, weil fie durch den ausdrück⸗ 
lichen Willen des Stifters ausgeſchloſſen iſt, oder die Aufhebung der 
Gemeinſchaft nur mit Verluſt geſchehen könnte, ſo iſt zur „Ver⸗ 
waltung“ die Vertretung derjenigen Gemeinde berufen, welcher 


der Gemeinde, die es zugewieſen erhält, abgefonbert und als beſonberes Ber: 
mögen (beſonderer Fond) verwaltet und „verrechnet“ werden ſall, und ſo der 
„Name“ wieder zum Vorſchein komm, 


nach Verhältuiß der Seelenzahl der größte Antheil an dein gemein⸗ 
ſchaftlichen Vermögen zukommt. Dieſelbe hat jedoch über ein ſolches 
gemeinſchaftkliches Vermögen den Vertretungen der übrigen theilhaben⸗ 
den Gemeinden jährlich Rechnung zu legen und denſelben das nach 
der Seelenzahl zu beſtimmende Betreffniß der Erträgniffe abzuführen.“ 
(98. 4 und 5.) 

Der Berichterſtatter motivirte dieſe Beſtimmungen ungefähr fo: 
„Es wäre wohl ein Ausweg dahin gegangen, das Pfarr-Armeninftituts- 
Vermögen keiner Theilung zu unterziehen, ſondern durch ein gemein⸗ 
schaftliches Organ der intereſfirten Gemeinden verwalten zu laſſen. 
Allein damit wegen eines oft geringfügigen Capitals nicht ein befon⸗ 
deres Organ mehrerer Gemeindeu geſchaffen werden, oder damit nicht 
ein nicht vollſtändig geeignetes Organ verwendet werden muß, ver⸗ 
dient es den Vorzug, eine Theilung des Vermögens vorzunehmen. Als 
Maßſtab derſelben muß man die Seelenzahl annehmen. Erſtens iſt 
dies der natürlichſte Maßſtab, weil im großen Durchſchnitte nach dem 
Verhältniſſe der Bevölkerung auch das Armeninſtitut für dieſelbe 
beſteht und in Anſpruch genommen wird, und weil zweitens eine 
Analogie für dieſen Maßſtab bereits in der bisherigen Geſehgebung 
vorliegt. Bei Inteſtatverlaſſenſchaften des Elerus kommt nämlich das 
Armen Drittel verſchiedenen Armeninftituten zu, wenn der geiſtlſche 
Erblaſſer an einer Haupt» und Filialkirche inveſtirt war, und an der 
Fillalkirche ein felbfiftandiges Armeninſtitut beſteht. Hier hat nämlich 
die Vertheilung nach dem Verhältniffe der Bevölkerung ſtattzufinden. 
Wenn aber eine Stiftung unterläuft, nach deren Inhalt die Uebergabe 
an die Gemeinde zwar nicht, wohl aber die Theilung ausgeſchloſſen 
erſcheint, jo beſteht die Nothwendigkeit der gemeinſchaftlichen Verwal⸗ 
tung fort, Wenn endlich der Fall reſultirt, daß eine Theilung ſich 
durch die Natur der Sache als nicht möglich darſtellt, z. B. hinſicht⸗ 
lich eines Gebäudes oder Grundſtückes, oder wenn die Theilung einen 
erheblichen Verluſt zur Folge hatte, müffen die Objecte im Jutereſſe 
der Armen dauernd oder vorübergehend in einer Weife verwaltet wer⸗ 
den, daß die Nutzungen ſämmtlichen Theilnehmern in einem beſtinun⸗ 
teu Verhältuiſſe ſich zuwenden. Was hiebei die Verwaltung bezielt, jo 
muß fie derjenigen Gemeinde zuſtehen, welche am ſtorkſten betheiligt 
erſcheint, und den übrigen Theiluehmern find jene Rechte einzuräumen, 
welche Bei einer gemeinſchaftlichen Sache nach dem bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche den Theilhabern zuſtehen, nämlich das Recht, die Rechnungs⸗ 
legung zu fordern, und an den Erträgniſſen zu participiven.“ 

b) Ju Oeſterreich ob der Enns. Das Geſetz dieſes Laudes will eine 
Thejlung des Vermögens nach Verhältniß der Seelenzahl der theile 
nehmenden Gemeinden (oder der Theile desſelben jeder einzelnen Orts⸗ 
gemeinde); es wüufcht aber vorgängig (nämlich vor der entſcheldungs⸗ 
muͤßigen Theilung) einen Vergleichsverſuch, eine eiuverſtändlſche 
Ausgleichung über die Repartitſon „nach Maß der Verhältniſſe.“ 

Zum Schluſſe enthält das Geſetz für Oberöſterreich noch einen 
bemerkenswerthen Paragraph, welcher lautet: „Bei den Erhebungen 
über die Bedürftigkeit und Wurdigkeit zur Armenbethellung haben 
die Pfarrämter die Gemeinden mit ihrem Mathe zu unterſtützen. Die 
Gemein devorſtünde koͤnnen zu ihren Berathungen über die Armen⸗ 
betheilung die Pfarrer einladen und ihr Gutachten vernehmen.“ Man 
wolle, hieß es im oberöſterreichiſchen Landtage, bei der Beſorgung des 
Armenweſeus einen freundlichen Verkehr zwiſchen der Gemeinde und 
der Pfarrgeiſtlichleit hervorbringen, damit das Armenweſen gedeihlich 
von beiden Seiten gefördert werde. Die Kirche ſolle nicht aus der 
Arineuverſorgung herausgedräugt werden, ſondern cooperiren. Zu dem 
Zwecke hätten die Geiſtlichen ihren guten Rath und ihre Wohlmeinung 
abzugebeit. 

Aus all' dem Vorſtehenden werden für die künftige legislative 
Behandlung der Pfarr-Armeninftitute Geſichtspunkte zu gewinnen fein. 
Und wenu in die Wege der Landtage von Kärnten, Oeſterreich ob der 
Enns und Niederöſterreich eingetreten wird, fo möchte man mutatis 
mutandis die Weiſung vepubficiren, welche im verfloffenen Jahrhundert 
vou einer Landesſtelle (Grätz 1789) erging. Sie ermahnt: „Die 
Bezirksobrigkeiten und Gemeind⸗Richter haben ſowohl auf die unter 
ihnen in Verſorgung ſtehenden Armen ein genaues Augenmerk zu 
tragen und ihre Beſchwerden, wie ihre etwaigen Ausſchweifungen 
abzuthun; als auch alle jene Armen, die nicht zu dem Bezirke gehören, 
zurückzuſchicken, und wenn fie wiederholt ſich betreten laſſen, diefelben 
abzuftrafen oder von den Bezirksobrigkeiten derſelben ihre Beſtraſung 
zu fordern. Die Bezirks⸗Inſaffen, da fte künftig ihre eigenen Armen 
kennen werden, follen derlei aus anderen Bezirken kommenden Armen 
ſowohl, als auch die einheimiſchen, wenn ſie ſich zu betteln anmaßen, 


erworbenen Rechten dritter Perſonen nicht nachtheilig werden 


den Richtern und Obrigkeiten anzuzeigen verhalten fein. Arme aus 
anderen (Kronländern) oder gar fremden Ländern ſind nach den 
Schub⸗Generalien zu behandeln.“ 


ren 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Betreffend die Competenz zur Erthellnug der Bewilligung zur Vornah ue 
einer licitatlouswelſen Verpachtung von Grundſtücken. 


Der Bürgermeiſter von M. hat am 20. Auguſt 1869 bei 
der Bezirkshauptmaunſchaft angezeigt, daß der Dechant und Pfarrer 
von M. aim 16. Auguft 1869 die dortigen Kirchengrundſtücke ohne 
eingeholte behördliche Bewilligung und ohne Intervention eines behörd⸗ 
lichen Eommiſſärs im Verſteigerungswege verpachtet habe, und ſtellte. 
das Anſuchen, die Bezirkshauptmannſchaft moge den fraglſchen Licitas 
tionsact für ungeſetzlich und ungültig erklaren. 

Ueber dieſe Anzeige trug der Bezirkshauptmann dem Gemeinde 
Vorſteher unter Hinweiſung auf die 88. 26 und 54 *) der uleder⸗ 
öſterreſchiſchen Gemeinde-Ordnung vom 31. März 1864 die Auto 
handlung iu erſter Inſtanz auf. 

Der Bürgermeiſter ſprach mit Erkenntniß vom 28. Auguſt 1869 
die Annullirung des betreffenden Verpachtungsactes aus. 

Ueber dagegen eingebrachten Recurs des Dechants und Pfarrers 
erkannte der Bezirkshauptmann unterm 28. Anguſt 1869, „daß zwar 
zur Vornahme der bezüglichen Verpachtungs-⸗Lleitation die Bewilligung 
des Bürgermelfters nach 8, 54 der Gemeinde» Ordnung hätte ein» 
geholt werden ſollen, daß aber dennoch die vom Bürgermeiſter aus⸗ 
geſprochene Aunulllrung des Lleitationsgetes aufgehoben werde.“ Der 
Bezirkshauptmann argumentirte nämlich, daß der Mangel der behörd. 
lichen Bewilligung zur Vornahme der Lieitation ſowſe der Mangel 
der Intervention eines behördlichen Commiſſärs kein hinreichender 
Grund zur Annullirung des ſonſt ganz ordnungsmäßig vorgenommenen 
Licitationgactes ſei, die Competenz des Gemeinde ⸗Vorſtehers zur 
Ertheiluug der Bewilligung zur Vornahme des fraglichen Actes liege 
in dem Umſtande begründet, daß die licitationsweiſe Verpachtung vou, 
Grundstücken als Fellbietung beweglicher Sachen anzufehen ſei. 

Die Statthalterei beftätigte das Erkenntniß des Bezirkshaupt⸗ 
mannes, inſoferne durch dasjelbe die Aufhebung des Annullirungs⸗ 
Erkenutniſſes des Bürgermeſſters ausgeſprochen worden war, erkannte 
jedoch zugleich, daß zur Bewilligung folder Grundverpachtungs⸗Lieita⸗ 
tionen nicht der Bürgermeister, ſondern der Bezirkshauptmann comes 
petent ſei. 

Ueber weitern Recurs des Bürgermeiſters von M. gegen den 
ganzen Inhalt diefes Exkenutniffes entſchled dag Minſſtertum des 
Innern mit Entſcheidung vom 16. Februar 1870 3. 18599 wie folgt: 

„Die Entſcheidung der Statthalterei, infomeit mit derſelben die 
vom Gemeinde ⸗Vorſteher in M. begehrte Annullſrung des in Frage 
ſtehenden Verſteigerungsgetes verweigert worden iſt, wird aufrecht 
erhalten, weil aus dem Umſtande, daß die Kirchenvorſtehung es uuter⸗ 
laſſen hat, zur Vornahme der Verſteigerung die nach 8. 1 der Licita⸗ 
tions⸗Ordnung vom Fahre 1786 erforderliche pollllſche Bewilligung 
einzuholen, die Ungiltigkeit des Verſteigerungsaetes nicht gefolgert 
werden kann. Die Außerachtlaſſung dieſer Vorſchrift kann bereits 
und 
hoͤchſtens die Strafbarkeit des Uebertreters nach dem Hoſkanzlei⸗ 
Deerete vom 13. December 1808 (P. G. S. Pag. 124) begründen. 
Inſoferne jedoch mit der Statthalterel⸗Entſcheidung die Competenz zur 
Ertheilung der beſprochenen Lieitationsbewilligung der Ortsgemeinde 
aberkannt und der politiſchen Bezirksbehörde vindieirt worden if, 
wird dieſe Entscheidung nicht beſtätiget. Denn die Annahme der Statt: 
halterel, daß es ſich hier um die Verſteigerung einer unbeweglichen 
Sache handle, iſt unrichtig. Der Gegenftand der Feilbletung war das 
Recht zur pachtweiſen Benützung von Grundſtücken. Rechte find aber 
nach §. 298 des a. b. G. B. nur dann den unbeweglichen 


*) „Der Gemeinbevorſteher bewilligt die Vornahme freiwilliger, nicht 
der gerichtlichen Bewilligung unterliegenden, Jeilbietungen beweglicher Sachen 
und ſorgt für bie Aufrechthaltung und genaue Erfüllung ber in dieser Beziehung 
beſtehenden Vorſchriften“ 


fein Recht iſt daher nicht mit dem Beſitze einer unbeweglichen Sache 
verbunden und aus dieſem Grunde eine bewegliche Sache. Nachdem 
nun 8 54 der niederöſterreichiſchen Gemeinde⸗Ordnung den Gemeinde⸗ 
Vorſtehern das Recht einräumt, die Verſteigerung beweglicher Sachen 
zu bewilligen und ſie hierin nur in jenen Fällen beſchränkt find, wo 
die Kompetenz der Gerichtsbehörden eintritt (8. 269 des kaiſerlichen 
Patentes vom 9. Auguſt 1854), fo war auch in dem vorliegenden 
Falle die Gemelnde⸗Vorſtehung in M. berufen, die nach der Lieitatious⸗ 
Ordnung vom Jahre 1786 zur Verſteigerung der Kirchengründe 
erforderliche Bewilligung zu ertheilen. Die Argumentation der Statt- 
halterei⸗Entſcheldung, daß der Gegenſtand der Verſteigerung eine unbe⸗ 
wegliche Sache war, würde ſelbſt die Competenz der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft ausſchließen, denn die Feilbletung unbeweglicher Sachen ift 
ausnahmslos von den Gerichtsbehörden und nicht von den 9 
Behörden zu bewilligen.“ J. 


Notizen. 


In der Sitzung des ſteiermäckiſchen Landes⸗Ausſchuſſes vom 19. Februar 
1870 wurbe bezüglich der Frage, durch wen die Delegation einer Gemeinde⸗ 
Vorſtehung auszusprechen fei, die Rechtsanſchauung dargelegt und bekannt zu 
geben beſchloſſen, daß eine ſolche Delegafion van der eventuellen Berufungs⸗Inſtanz 
und daher in Angelegenheiten ves felbjtftänbigen Wirkungskreiſes nom Landes⸗ 
Ausſchuſſe, in Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreiſes aber von ber 
Landesſtelle zu verfügen fei, daß in Strafſachen insbeſondere die Beſtimmung 
des Schlußſahes des g. 53 der Gemeinde⸗Ordnung („die Regierung kaun die 
Geſchäfte des übertragenen Wirkungskrelſes ganz oder theilweiſe durch ihre 
Organe verſehen laſſen“) das Recht zur Delegation conftatire. 


Eine Hebamme ſtellte bei dem ſlelermäckſſchen Laudes⸗Ausſchuſſe das Aue 
ſuchen, zwei Gemeinden zur Zahlung der Quote der Hebammenbeſtallung zu 
verhalten. Sie trug mar, baß fie im Jahre 1838 von der damaligen „Obrig⸗ 
Teil“ mit einer jährlichen Beſtallung von 20 fl. Cono.⸗Münze als Hebamme! 
angeftellt fei und daß dle zwei geklagten Gemeinden nebſt brei anderen Gemein⸗ 
den versprochen hatten die Beſtalluug unter Zugrungelegung des Steuerguldens 
aufzubringen und zu bezahlen. Diefer Vortrag wird von ben bolangten Ge. 
meinden nicht beſtritten, und die drel anderen Gemeinden zahlen ihre Quoten 
noch fort. Der ſteiermackiſche Laudes⸗Ausſchuß folgerte daraus, baß hier nicht 
eine Gemeindeangelegenheit vorliege, ſondern ein „Uebereinkommen einer Mehr: 
heit von Gemeinden“, ein Uebereinlommen, welches von einzelnen derſelben 
ohne Zuſtimmung der übrigen hiebei beiheiligten Gemeinden nicht aufgehoben 
oder abgeänderk werden könne, So wie andere gemeinſame Yırgelegenheiten 
der ehemaligen Gemeinde⸗Concretalcaſſe betrachtete der Landes⸗Ausſchuß auch 
dieſen Gegenstand, der eine gemeinfante Angelegenheit einiger Gemeinden eines 
ehemaligen Bezirks belrifft, als einen ſolchen, der gegenwärtig in den Wirkungs⸗ 
kreis der „Bezirksvertrelungen“ gehört. 

Der Landes⸗Ausſchuß beauftragte daher den betreffenden Bezirks⸗Aus⸗ 
ſchuß, die bezüglichen Acten zu übernehmen und dann über das Geſuch der 
Hebamme zu entſcheiden, wobei der Landes⸗Ausſchuß benterkte, daß, fo wie es 
in der Gemelnde Umlagen gebe, die nur einen Theil der Gemeindeglieder treſſen, 
auch die Angelegenheit eines Concretums von Gemeinden innerhalb eines Bezirks 
von deſſen Vertretung in gleicher Weiſe zu behandeln ſei, und daß die Unla⸗ 
gen für derler beſondere Zwecke unter den gleichen Modalitäten herein gebracht 
werben können. 


— —— 
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alle Angehörige der im Neicheraihe vertretenen Hönigreiche und Länder“ ein 
allgemeines oſterreichiſches Staatsbürgerrecht. Dieſe grundſätzliche 
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in der neuen öſterreichſſchen Pharmakopöe und in der neuen öſlerreichiſchen Arznel⸗ 
tage mit einem Kreuze bezeichneten Artikel enthalten, vom Apotheker nur über 
ätztliche Berſchreibung hrutangegeben werden dürfen und daß das Hofkanzlei⸗ 
Decret vom 15. September 1589, 3. 21227, betreffend die von ben Zollänttern 
zurückzuwelſenden zubereiteten Arzneimittel außer Wirkſamkett ſich befindet.) 


Stempelbehandlung der Qufttungen über Stagtsſubventionen fir land⸗ 
wirthſchaftliche Vereine. (Erlaß des Ackerbau-Miniſters vom 15 Decem- 
ber 1869, 3. 6575.) 

Anläßlich einer mir einngekommenen Beſchwer de darüber, daß die land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereine bei Behebung der für beſtimmte Zwecke um Hebung 
der Landescultur vom hohen Ackerbau⸗Miniſterium bewilligten Subventionen 
der Stempelpflicht unterliegen, hat das Finanz⸗Miniſterium über hohe Ver⸗ 
wendung hiebei den im Abſatze a der Tarifpoſt 47 des Gebühren⸗Geſeges von 
9. Februar 1850 enthaltenen Grundſah als maßgebend erklärt, wonach die 
Abnahme einer Scalagebuͤhr für Empfaugsbeſtäligungen durch den Utnſtand 
bedingt iſt, daß die empfangene Sache in das Eigenthum des Empfängers 
oder desſenigen übergeht, in deſſen Namen der Empfang beftätigel wird. Es 
werden deshalb die Quittungen von landwirthſchaftlichen Vereinen u. dgl, über 
„Subventionsbeträge dann der Stalagebühr unterliegen, wenn der 
Quittirende (oder deſſen Mandant) das Eigeuthun des empfangenen Betrages 
erhält und es wacht hierbel keinen Unterschied, ob die Subventionen zu 
gewiſſen Zwecken oder mit Ruͤckſicht auf gewiſſe Auslagen des Vereines 
gewährt wurden. 


Schreitet dagegen ern Verein nur als Ver mitller, Mandatar der Staats⸗ 
verwaltung in der Ark ein, daß er für die letztere gewiſſe. Auslagen zu beſor⸗ 
gen und die erhaltenen Gelder zu verrechnen hat, ſo werden die bezüglichen 
Quittungen das Vereines nach der T. P. 48 a und nach Maßgabe der T. P. 
88 A bes Geſetes vom 9. Februar 1850 als gebührenfrei betrachtet werden, 
während die Perſon oder Corporation, in deren Eigenthum der Subvenkions⸗ 
betrag übergeht, hiefür dem vermittelnden Verein ſealamäßig geſtenppelle 
Empfangsbeſtätigungen auszuſtellea haben wi 

Dieſe Beſtimmung gilt auch für die Filial: und Bezirksvereine der land⸗ 
woirkhſchaftlichen Vereine für jene Fälle, in welchen die Subvention derſelben 
unmittelbar ffüffig gemacht werden, vorausgeſeht, dab auch fie als Vermitller 
oder Mandatare der Staalsverwaltung für letztere gewiſſe Ausgaben beſorgen 
oder die erhaltenen Gelder verrechnen. 

Nach dieſen Grundſätzen wird bei Flͤſſigmachung der Staats⸗Subventionen 
in Zukunft vorgegangen werden. 
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